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Anfrage 1: TikTok statt Tafelbild – Wie sicher sind Bremens Schul-iPads? 
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 18. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Kenntnisse hat der Senat darüber, ob und in welchem Umfang Schülerinnen 
und Schüler an öffentlichen Schulen im Land Bremen schulische iPads zum Zugriff 
auf soziale Medien, Messenger-Dienste, Videoplattformen oder vergleichbare Ange-
bote nutzen? 
 
2. Welche technischen und organisatorischen Maßnahmen bestehen derzeit, um auf 
schulischen iPads den Zugriff auf nicht freigegebene Apps, soziale Medien sowie un-
angemessene oder datenschutzrechtlich problematische Inhalte zu verhindern? 
 
3. Wie beurteilt der Senat die Wirksamkeit der bestehenden Schutzmaßnahmen, und 
besteht aus seiner Sicht weiterer Handlungsbedarf – insbesondere im Hinblick auf 
Umgehungsmöglichkeiten, die schulische Aufsichtspflicht sowie die Einhaltung der 
landesweiten App-Whitelist? 
 
Zu Frage 1: 
Dem Senat ist bekannt, dass Soziale Medien in den Schulen genutzt werden. Eine 
konkrete Analyse des Nutzungsverhaltens erfolgt jedoch nicht. Der Zugriff auf soziale 
Medien, Messenger-Dienste und Videoplattformen kann mit schulischen Endgeräten 
jedoch nur via Web-Browser erfolgen. Die Installation von entsprechenden Program-
men und Apps wird durch die zentrale Administration unterbunden.  
 
Zu Frage 2: 
Gemäß der Nutzungsvereinbarung dürfen die iPads  
lediglich für schulische Zwecke genutzt werden.  
Schüler:innen können keine individuellen Apps installieren, die nicht im sogenannten 
Student Store von der zentralen Administration bereitgestellt werden. Ein zentraler 
Inhaltsfilter schützt im Schulnetz vor jugendgefährdenden und unangemessenen In-
halten. Ergänzt wird diese Filterung durch den von Apple bereitgestellten  
Jugendschutzfilter, um auch in externen Netzen Schutz zu bieten. 
Des Weiteren werden auf den iPads manuelle Sperrlisten geführt, um die Nutzung 
einzelner Webangebote wie z.B. Youtube in der Grundschule zu verhindern. 
Die Browserhistorie ist für Schüler:innen grundsätzlich nicht löschbar. 
 
Zu Frage 3: 
Der Senat beurteilt die ergriffenen Maßnahmen grundsätzlich als wirksam. Umge-
hungsmöglichkeiten ergeben sich primär durch die Nutzung von Webangeboten zum 
alternativen Aufruf geblockter Seiten, wie z.B. Archivdiensten. 
 
Geräte, die nicht den Konfigurationsvorgaben des  
Senators für Kinder und Bildung entsprechen, können durch Konformitätsprüfungen 
leicht erkannt und eingezogen werden. 
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Um den aktuellen Empfehlungen zur Social Media Nutzung Rechnung zu tragen, hat 
der Senator für Kinder und Bildung beschlossen, zum neuen Schuljahr die etablierten 
Sperrmechanismen auch auf alle gängigen Social Media Angebote auszuweiten. Dies 
sind unter anderem: Instagram, Whatsapp, Snapchat, Twitch, Bereal, Facebook, Dis-
cord, X, Telegram und diverse große Angebote für Online-Spiele.  
Technisch funktioniert das über eine zentral gepflegte Blockier-Liste, die dafür sorgt, 
dass die Angebote auf den schulischen iPads sowohl zu Hause, als auch in der Schule 
nicht aufgerufen werden können. Darüber hinaus läuft in Schule noch ein zentraler 
Filter, der innerhalb des Schulnetzes diese Angebote auch auf anderen schulischen 
Geräten oder etwaigen privaten Endgeräten im WLAN sperrt. 
 
 
Anfrage 2: Queersensible Anzeigenaufnahme im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Selin Arpaz, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 18. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele queerfeindliche Straftaten wurden seit ihrem Bestehen in den queersen-
sensiblen Anzeigenaufnahmen in den beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremer-
haven von Opfern oder Zeug:innen (bitte differenzieren) angezeigt, und wie viele wur-
den im gleichen Zeitraum in den weiteren Polizeistandorten beziehungsweise telefo-
nisch oder online angezeigt? (Bitte nach Standorten und Formen differenziert.) 
 
2. Wie viele Personen haben sich unabhängig von einer Strafanzeige an die 
queersensiblen Anlaufstellen gewandt, um Rat einzuholen oder sich an Hilfsstellen 
vermitteln zu lassen? 
 
3. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, queerfeindliche Vorfälle über diese 
queersensible Anlaufstellen systematisch zu dokumentieren und sich ein realistisches 
Lagebild zu verschaffen, und welche Schlüsse zieht der Senat daraus? 
 
Zu Frage 1: 
Seit dem Etablieren der queersensiblen Anzeigenaufnahmen im Mai 2025 in Bremen 
und im November 2025 in Bremerhaven wurden dort bis zum 14. Juli 2026 insgesamt 
27 Fälle in Bremen und ein Fall in Bremerhaven angezeigt. Die 27 Fälle in Bremen 
wurden ausnahmslos durch betroffene Personen der queeren Community angezeigt. 
Der Fall in Bremerhaven resultierte aus einem Zeugenhinweis.  
Im selben Zeitraum wurden 60 weitere, queerfeindliche Straftaten an anderen Poli-
zeistandorten aufgenommen, wovon 58 Fälle auf die Stadt Bremen und zwei Fälle auf 
die Stadt Bremerhaven entfielen.  
Die zwei Fälle in Bremerhaven und 27 der 58 Bremer Fälle wurden durch Polizeiwa-
chen beziehungsweise durch uniformierte Kräfte aufgenommen. Den übrigen 31 Bre-
mer Fällen gingen in 16 Fällen eine Anzeige per E-Mail an die Polizei, in neun Fällen 
eine Anzeige bei der Online-Wache, in vier Fällen polizeieigene Feststellungen und in 
zwei Fällen Hinweise durch andere Behörden voraus.  
 
Zu Frage 2: 
In der Stadtgemeinde Bremen fanden insgesamt 18 entsprechende Beratungen statt, 
wovon fünf Betroffene nach Rückmeldung an die Polizei Bremen im Anschluss weiter-
führende Hilfsangebote in Anspruch nahmen. Über die zentrale E-Mail-Adresse der 
queersensiblen Anzeigenaufnahme wurden 26 Kontaktaufnahmen registriert. Diese 
betrafen überwiegend sensible Themen wie sexualisierte Gewalt, Schleusung oder 
Gewalterfahrungen im medizinischen Bereich. Fachfremde Anfragen, beispielsweise 
zu Betrugsdelikten oder Verkehrssituationen, wurden direkt an die jeweils zuständi-
gen Fachstellen weitergeleitet. 
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Zu Frage 3: 
Die bestehenden Möglichkeiten zur Dokumentation queerfeindlicher Vorfälle über 
diese queersensible Anzeigenaufnahme werden als ausreichend erachtet. 
Um das Anzeigeverhalten noch weiter zu verbessern und das Dunkelfeld aufzuhellen, 
hat die Polizei Bremen im August 2026 die queersensible Anzeigenaufnahme erwei-
tert. Nunmehr sind fünf Beamt:innen an den Standorten Vahr, Osterholz und Neustadt 
mit der Aufgabe betraut. Statt fester Sprechzeiten können fortan individuelle Termine 
per E-Mail vereinbart werden. Diese können nun auch außerhalb regulärer Zeiten und 
in geschützten Räumen stattfinden, was den Zugang für traumatisierte oder beein-
trächtigte Personen erleichtert. 
 
 
Anfrage 3: Befristung der Feststellung der Kampfmittelfreiheit in Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 18. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Gründe und Umstände gibt es dafür, dass nach einer bereits erfolgten Fest-
stellung der Kampfmittelfreiheit eines Grundstücks für ein Bau- oder Abbruchvorha-
ben in bestimmten Fällen eine erneute Prüfung für das Grundstück erfolgen muss, 
zum Beispiel, wenn sich ein Bauvorhaben sehr lange verzögert hat? 
 
2. Welche weiteren Quellen bezüglich der Erweiterung des Luftbildarchivs oder der 
Erschließung der weiteren historischen Quellen oder weitere Erkenntnisse sind in 
Bremen aktuell und in den kommenden Jahren zu erwarten, die eine Lageänderung 
bezüglich Erkenntnissen über einen Kampfmittelverdacht an entsprechenden Stand-
orten im Land Bremen wahrscheinlich machen könnten? 
 
3. Welche Reformüberlegungen hat es bislang in Bremen gegeben, um die für Bau-
herren mit zusätzlicher Bürokratie, Wartezeit und damit Kosten verbundene Befris-
tung entsprechender Bescheinigungen künftig zu vermeiden, und was war das jewei-
lige Ergebnis dieser Prüfung? 
 
Zu Frage 1: 
Die Frage geht von einer unzutreffenden Annahme aus. Es ist zwischen der Feststel-
lung der Kampfmittelfreiheit und einer vorherigen Bewertung eines möglichen 
Kampfmittelverdachts zu unterscheiden. 
 
Ein Grundstück, dessen Kampfmittelfreiheit nach einer fachgerechten Sondierung 
festgestellt wurde, muss nicht erneut untersucht werden. Diese Feststellung ist unbe-
fristet. Befristet ist dagegen die vor einer Sondierung erfolgende Bewertung, ob auf 
einer Baufläche ein Kampfmittelverdacht besteht. Diese Bewertung erfolgt auf Grund-
lage der zum jeweiligen Zeitpunkt vorliegenden Erkenntnisquellen. Ergibt sich ein 
Kampfmittelverdacht, wird auf die gesetzliche Verpflichtung zur Durchführung einer 
Sondierung hingewiesen. 
 
Hintergrund der Befristung ist, dass sich der Erkenntnisstand für die Bewertung durch 
neu erschlossene Luftbilder oder andere historische Quellen nachträglich verändern 
kann. Verzögert sich die Durchführung eines Bauvorhabens über einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren, wird daher erneut geprüft, ob zwischenzeitlich neue Erkennt-
nisse vorliegen, die für die Beurteilung der Fläche von Bedeutung sind.  
 
Zu Frage 2: 
Der Kampfmittelräumdienst stützt seine Bewertungen auf zahlreiche Erkenntnisquel-
len, insbesondere historische Luftbilder und weitere Dokumente aus der Zeit des Ers-
ten und Zweiten Weltkrieges. Dazu zählen neben vorhandenen oder zukünftig verfüg-
baren Luftbildern weitere historische Unterlagen, etwa in Form von Kriegstagebü-
chern alliierter Streitkräfte oder die Bestände des Staatsarchivs.  
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Das vorhandene Archiv wird fortlaufend durch neu erschlossene Quellen ergänzt, die 
bei der Bewertung jeweils einbezogen werden.  
 
Zu Frage 3: 
Eine Abschaffung der Befristung der Verdachtsbewertung wird nicht als sachgerecht 
angesehen. Es handelt sich nicht um Bürokratie, sondern um Gefahrenabwehr. Die 
Fünfjahresfrist wurde eingeführt, um die Verwaltungspraxis in Bremen mit der be-
währten Verfahrensweise anderer Länder anzugleichen. Diese einheitliche Vorge-
hensweise hat sich in der Praxis bewährt, weil durch die Befristung neuere Erkennt-
nisse, insbesondere aus neu erschlossenen Quellen, berücksichtigt werden können. 
Sie gewährleistet ein einheitliches, verlässliches und rechtssichereres Verfahren für 
Bauherrinnen und Bauherrn sowie die zuständigen Behörden. 
 
 
Anfrage 4 wurde von den Fragestellenden zurückgezogen. 
 
 
Anfrage 5: 19 Jahre ohne Altersbericht: Seniorinnen und Senioren aus den Au-
gen, aus dem Sinn? 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 24. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Hält der Senat den Landespflegebericht 2023 für einen inhaltlichen Ersatz des zu-
letzt 2007 veröffentlichten Altenberichts des Landes Bremen? Wenn ja, mit welcher 
Begründung? 
 
2. Wie bewertet der Senat die aktuelle Datengrundlage zur Lebenssituation älterer 
Menschen im Land Bremen, insbesondere in den Bereichen Altersarmut, Einsamkeit, 
Mobilität, Wohnen, Sicherheit, gesellschaftliche Teilhabe und ehrenamtliches Engage-
ment? 
 
3. Plant der Senat die Erstellung eines neuen Alten- beziehungsweise Seniorenbe-
richts für das Land Bremen? Wenn nein, warum nicht, und wie beabsichtigt der Senat 
künftig eine ressortübergreifende Berichterstattung zur Lebenssituation älterer Men-
schen sicherzustellen? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat versteht den Landespflegebericht 2023 als zeitgemäße Weiterentwicklung. 
Die klassische Form des Altenberichts ist konzeptionell überholt; sie bündelte oft sta-
tische Daten ohne direkten Mehrwert. Das Land Bremen braucht zielgerichtete, prob-
lemorientierte Analysen statt starrer Gesamtberichte. Der Landespflegebericht bildet 
die aktuellen, realen Problemlagen der Seniorinnen und Senioren im Land Bremen 
präziser und handlungsorientierter ab, als es eine Fortschreibung des alten Formats 
von 2007 vermocht hätte. Er umfasst auch die niedrigschwelligen Angebote der offe-
nen Altenhilfe. 
 
Zu Frage 2: 
Über die amtliche Statistik, den integrierten Sozialberichtsraum und die Fachbericht-
erstattung der Ressorts liegen verlässliche Daten zu Altersarmut, Mobilität und Woh-
nen vor. Die aktuelle Datengrundlage ermöglicht somit eine gezielte Sozial- und Al-
tenpolitik für das Land Bremen. Dem Senat ist bewusst, dass sich der Detailgrad von 
Statistiken theoretisch immer weiter erhöhen lässt. Der aktuelle Erkenntnisstand er-
laubt aber bereits jetzt eine gezielte Sozial- und Altenpolitik.  
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Zu Frage 3: 
Die Erstellung eines neuen Altenberichts ist nicht geplant. Der immense personelle 
und finanzielle Aufwand für einen solchen Bericht steht in keinem sachgerechten Ver-
hältnis zum zusätzlichen Erkenntnisgewinn, da die wesentlichen Daten bereits de-
zentral erhoben werden. Die ressortübergreifende Perspektive bleibt dennoch ge-
wahrt: Auch der kommende neue Landespflegebericht wird in enger Kooperation zwi-
schen den relevanten Ressorts erarbeitet. Diese Zusammenarbeit garantiert eine effi-
ziente und ganzheitliche Abbildung der seniorenpolitischen Themen. 
 
 
Anfrage 6: Drastischer Anstieg der Firmeninsolvenzen im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Theresa Gröninger, Dr. Wiebe Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 25. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat die Tatsache, dass laut Daten des Verbandes der Vereine 
Creditreform e. V. die Insolvenzquote im Land Bremen von 74 Insolvenzen je 10 000 
Unternehmen im ersten Halbjahr 2025 (sechshöchster Wert im Ländervergleich) um 
über 60 Prozent auf 119 Insolvenzen je 10 000 Unternehmen im ersten Halbjahr 
2026 (zweithöchster Wert im Ländervergleich) angestiegen ist, und was bedeutet das 
nach Kenntnis des Senats in absoluten Zahlen? 
 
2. Wie hoch schätzt der Senat die durch die Unternehmensinsolvenzen ausgelösten 
Schäden bei Gläubigern, die Gefährdung beziehungsweise den Verlust an Arbeitsplät-
zen und die Gefahr einer Kettenreaktion, etwa im Hinblick auf den Anstieg von Privat-
insolvenzen, ein? 
 
3. Welches sind auf Sicht des Senats die wichtigsten Gründe für den drastischen An-
stieg der Unternehmensinsolvenzen, auf welche dieser Aspekte hat er unmittelbar 
oder mittelbar Einfluss, und wie will er diesen nutzen, um die Negativentwicklung zu 
stoppen beziehungsweise umzukehren? 
 
Zu Frage 1: 
Laut den amtlichen Daten, die dem Senat aktuell vorliegen, wurden im ersten Halb-
jahr 2026 insgesamt 116 Unternehmensinsolvenzverfahren an den Amtsgerichten im 
Land Bremen angemeldet. Das entspricht einem Plus von 34 Fällen bzw. 41,5 Prozent 
gegenüber dem ersten Halbjahr 2025. Warum die Fallzahlen von Creditreform höher 
ausfallen, kann nicht beurteilt werden, da Creditreform keine Angaben zu verwende-
ten Daten und angewandter Methodik veröffentlicht. Auffällig ist zudem, dass die 
Schätzungen von Creditreform zum Insolvenzgeschehen im Land Bremen seit Jahren 
erheblich vom tatsächlichen, in der amtlichen Statistik festgehaltenen Insolvenzge-
schehen in Bremen abweichen. Das betrifft sowohl die Anzahl der Insolvenzen, die re-
gelmäßig als zu hoch eingeschätzt werden, als auch die Dynamik, die ebenfalls oft-
mals entgegen der tatsächlichen Entwicklung geschätzt wird. 
 
Unbestritten ist gleichwohl, dass aktuell deutschlandweit ein Anstieg bei Firmeninsol-
venzen  zu verzeichnen ist. Angesichts der vielfältigen aktuellen Herausforderungen 
für Unternehmen in ganz Deutschland, wie Fachkräftemangel, Digitalisierung und KI, 
veränderte globale Wirtschaftsverflechtungen oder gestiegene Energiepreise, ist die-
ser Trend keinesfalls auf Bremen beschränkt. Vielmehr kommt es derzeit deutsch-
landweit vermehrt zu Unternehmensinsolvenzen. Das Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung Halle (IWH) vermeldete jüngst etwa, dass es in Deutschland im zweiten 
Quartal 2026 so viele Firmenpleiten wie seit 21 Jahren nicht mehr gab. Insofern spie-
gelt sich in den gestiegenen Fallzahlen in Bremen die bundesweit angespannte wirt-
schaftliche Lage. 
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Inwieweit im Land Bremen darüber hinaus eine besondere Insolvenzentwicklung vor-
liegt, kann derzeit mangels ausreichender Daten nicht abschließend beurteilt werden. 
Aufgrund der traditionell geringen Fallzahlen bei den Unternehmensinsolvenzen in 
Bremen sind die Schwankungen oftmals so groß, dass sich kein klarer Trend ausma-
chen lässt. Der langfristige Mittelwert für Unternehmensinsolvenzen im ersten Halb-
jahr liegt laut amtlichen Daten für das Land Bremen jedoch bei 107 registrierten In-
solvenzverfahren, insofern ist die Anzahl für das erste Halbjahr 2026 mit 116 Verfah-
ren kein Ausdruck einer besonders auffälligen Entwicklung, sondern bewegt sich im 
üblichen Schwankungsbereich. Schließlich kommt es noch darauf an, nach welcher 
Methodik die Insolvenzzahlen vergleichbar gemacht werden. Im Gegensatz zu Cre-
ditreform setzt das IWH Halle das Insolvenzgeschehen bei Unternehmen ins Verhält-
nis zur Einwohnerzahl und nicht zur Unternehmensanzahl. Auf diese Weise weist das 
Land Bremen aktuell ein vergleichsweise unterdurchschnittliches Insolvenzgeschehen 
auf. Insofern geht der Senat aktuell davon aus, dass es derzeit keine ungewöhnliche 
Entwicklung bei den Unternehmensinsolvenzen im Land Bremen gibt.  
 
Zu Frage 2: 
Über die Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer:innen oder die Höhe der voraussichtli-
chen Gläubigerforderungen, die sich aus den im Land Bremen im ersten Halbjahr 
2026 beantragten Unternehmensinsolvenzen ergeben, liegen dem Senat aktuell 
keine Informationen vor. Auch über mögliche Auswirkungen von Unternehmensinsol-
venzen auf Privatinsolvenzen liegen dem Senat keine Erkenntnisse vor.  
 
Grundsätzlich ist es aber so, dass im Vergleich zu einer ungeregelten Unternehmens-
aufgabe ein Insolvenzverfahren die Chance bietet, über eine faire Gläubigerbefriedi-
gung sowie gegebenenfalls sogar eine Unternehmensfortführung der wirtschaftliche 
Schaden durch das unternehmerische Scheitern signifikant gemindert werden kann. 
 
Zu Frage 3: 
Dem Senat liegen keine Erkenntnisse darüber vor, dass die aktuellen Firmenpleiten 
im Land Bremen durch besondere, im Land liegende Ursachen getriebenen werden. 
Hauptverantwortlich für die steigenden Unternehmensinsolvenzen sind vielmehr ganz 
Deutschland betreffende Entwicklungen. Neben den schon länger bestehenden struk-
turellen Herausforderungen wie Fachkräftemangel oder Digitalisierung sind dies vor 
allem die derzeit anhaltend schwache Auslandsnachfrage, reduzierte Konsumneigung 
im Inland sowie gestiegene Preise, insbesondere für Energie, die Unternehmen bun-
desweit unter Anpassungsdruck setzen. Um diese Herausforderungen zu meistern, 
sind vielfältige und gemeinsame Anstrengungen von Bund und Ländern – und nicht 
von Bremen allein – nötig. 
 
Der Senat setzt sich fortlaufend dafür ein, den bremischen Unternehmen ein stabiles 
und verlässliches Umfeld zu schaffen und so diejenigen Risikofaktoren für eine Insol-
venz, die außerhalb der Beeinflussbarkeit des einzelnen Unternehmens liegen, zu re-
duzieren. Aktuelles Beispiel hierfür ist etwa das im April 2026 gestartete Förderpro-
gramm "Digitaler Mittelstand KI", welches kleinste, kleine und mittlere Unternehmen 
sowie Soloselbstständige dabei unterstützt, ihre Geschäftsprozesse zu digitalisieren 
oder Künstliche Intelligenz, automatisierte Abläufe und Cybersicherheit gezielt aus-
zubauen. Ein weiteres Beispiel ist die ab September 2026 vereinfachte und mit zu-
sätzlichen Mitteln ausgestattete betriebliche Investitionsförderung, mit der Investiti-
onen bremischer Unternehmen in Erweiterungen, neue Produktionsanlagen sowie kli-
mafreundliche Technologien unterstützt werden. Im Hinblick auf die gestiegenen 
Energiepreise, was sich an den Tankstellen besonders bemerkbar macht, hat sich der 
Senat zudem im Bundesrat dafür eingesetzt, die steigenden Energiepreise wirksam 
zu begrenzen und Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen zu entlasten. 
 
Unabhängig von diesen aktuellen Maßnahmen haben kleine und mittlere Unterneh-
men in Schwierigkeiten mit Sitz im Land Bremen jederzeit die Möglichkeit, bei der 
Bremer Aufbau-Bank Rettungs- oder Umstrukturierungsbeihilfen zur konkreten Ab-
wendung einer Insolvenz zu beantragen. 
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Anfrage 7: Zeiterfassung von Lehrkräften 
Anfrage der Abgeordneten Fynn Voigt, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 25. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Vorteile sieht der Senat im UNTIS-Zeiterfassungsmodell, welche Kosten 
sind für Einführung, Nutzung und gegebenenfalls Entwicklung des Tools bislang ent-
standen beziehungsweise zu erwarten und wie bewertet der Senat diese Kosten im 
Vergleich zu anderen Anbietern? 
 
2. Welche konkreten personellen und finanziellen Konsequenzen plant der Senat, 
wenn sich die GEW-Studien (Studien der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft) 
von durchschnittlich zwei bis drei Überstunden pro Woche bestätigen? 
 
3. Welche Schlussfolgerungen zieht der Senat, falls sich herausstellt, dass Mehrarbeit 
nicht gleichmäßig bei allen Lehrkräften auftritt, sondern nur einen Teil der Kollegien 
betrifft, und welche Konsequenzen hätte ein solch differenziertes Ergebnis für die ge-
plante Weiterentwicklung des Arbeitszeitmodells? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senator für Kinder und Bildung sieht in der Kooperation mit der Untis GmbH den 
Vorteil, dass im Rahmen der Pilotphase eine speziell auf die Anforderungen des Sys-
tems Schule zugeschnittene Software erprobt werden kann. Ziel ist es, die besonde-
ren Rahmenbedingungen schulischer Arbeit – insbesondere die Erfassung unter-
schiedlichster Tätigkeiten, die Unterstützung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
sowie die Integration in bestehende schulische Abläufe – praxisnah abzubilden. Die 
Entwicklung erfolgt in enger Zusammenarbeit mit der Projektgruppe des Landes Bre-
men und orientiert sich an den Anforderungen der Pilotphase. 
Die bislang entstandenen Kosten ergeben sich aus den Beschlüssen des Senats, der 
staatlichen Deputation für Kinder und Bildung sowie des Haushalts- und Finanzaus-
schusses sowie aus dem Kooperationsvertrag mit der Untis GmbH und betragen 
251.090 €. Es handelt sich um eine einmalige projektbezogene Entwicklungsleistung 
und nicht um ein dauerhaftes Lizenzmodell mit nutzerbezogenen monatlichen Ge-
bühren. 
Im Vorfeld der Entscheidung wurden sowohl das im Land Bremen eingesetzte Mitar-
beiterinnen- und Mitarbeiterportal (MiP) inklusive der integrierten Zeiterfassung 
ELAZE als auch weitere marktverfügbare Lösungen betrachtet.  
Dem System MiP/ELAZE fehlten schulspezifische Funktionen wie zum Beispiel die 
Einbindung des Stundenplans. 
Viele weitere Systeme kamen aufgrund ihrer Kostenstruktur oder datenschutzrechtli-
cher Rahmenbedingungen, insbesondere bei Serverstandorten außerhalb Europas, 
nicht in Betracht. 
Für eine mögliche spätere flächendeckende Einführung der Arbeitszeiterfassung an 
Schulen wird unabhängig von der Pilotphase ein Vergabeverfahren durchgeführt. Die 
Pilotierung dient dazu, die fachlichen und technischen Anforderungen an ein künfti-
ges System zu definieren. 
Daher ist aktuell keine verlässliche Kostengegenüberstellung möglich. Diese erfolgt 
bei Auswertung der Pilotierung und folgenden Vorbereitung und Durchführung des 
Vergabeverfahrens. 
 
Zu Frage 2 und 3: 
Der Sinn einer Pilotphase besteht darin, dass zuerst Informationen gesammelt und 
dann Schlussfolgerungen gezogen werden. Daher sind die Ergebnisse der jetzt ange-
laufenen Pilotierung abzuwarten, bevor auf die gestellten Fragen 2 und 3 seriös ge-
antwortet werden kann. 
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Anfrage 8: Angriffe auf medizinisches Personal: Wie steht der Senat zum Refe-
rentenwurf zur Stärkung des strafrechtlichen Schutzes? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 25. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat den Referentenentwurf des Bundesjustizministeriums zur 
Stärkung des strafrechtlichen Schutzes des Gemeinwesens, der unter anderem Mitar-
beiter der Gesundheitsberufe künftig unter besonderen Schutz stellen soll? 
 
2. Welche Stellungnahme wurde dazu zu den im Referentenentwurf vorgesehenen Än-
derungen abgegeben? 
 
3. Auf welcher Grundlage kommt der Senat – anders als das Bundesjustizministerium 
– in seinem Bericht zum Antrag der FDP-Fraktion „Gewalt gegen medizinisches Per-
sonal konsequent begegnen“ vom 24. April 2026 zu der Einschätzung, dass der der-
zeitige strafgesetzliche Rahmen ausreichend sei? 
 
Zu Frage 1: 
Der Referentenentwurf will die Strafbarkeit bei Angriffen auf medizinisches Personal 
verschärfen. Geplant ist ein neuer Tatbestand in § 116 Strafgesetzbuch. Er soll Ärztin-
nen und Ärzte, Angehörige anderer Heilberufe und andere Mitarbeitende ähnlich 
schützen wie Vollstreckungsbeamte. Zudem soll es künftig strafschärfend wirken, 
wenn eine Tat die Gemeinwohlversorgung beeinträchtigt. 
Bremen ist sich der zunehmenden Gewalterfahrungen von Mitarbeitenden im Ge-
sundheitswesen bewusst und verurteilt diese Entwicklung aufs Schärfste. Die ange-
dachte Erweiterung des Strafrechts kann aus Sicht des Senats andere Maßnahmen 
jedoch allenfalls flankieren. Präventive Maßnahmen sowie deren nachhaltige Finan-
zierung und Implementierung im Gesundheitswesen haben für den Senat daher Prio-
rität.   
 
Zu Frage 2: 
Der Senat sieht die vorgesehenen Änderungen im Strafgesetzbuch als geeignet an, 
um die Funktionsfähigkeit des Rechtsstaates zu sichern. Er hat den Gesetzentwurf 
grundsätzlich als Signal begrüßt. Gleichzeitig wird die reine Ausweitung des Straf-
rechts nicht die Lösung des Grundproblems sein und muss rechtspolitisch sorgsam 
abgewogen werden. 
 
Zu Frage 3: 
Für den Senat liegt hier kein Widerspruch vor. Schon heute sind Beleidigungen, Be-
drohungen und Körperverletzungen konsequent strafbar. Gerichte können die beson-
deren Umstände einer Tat schon jetzt strafschärfend berücksichtigen. Eine Reihung 
immer neuer Sonderstrafrechtstatbestände ist deswegen rechtspolitisch nicht unkri-
tisch. Entscheidend für den Schutz der Beschäftigten sind zwei Dinge: wirksame Prä-
vention im Alltag und eine schnelle, spürbare Ahndung durch die Justiz. 
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Anfrage 9: Wie ist der Stand der Digitalisierung der Gesundheitsämter? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 25. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat den Digitalisierungsgrad der Gesundheitsämter in Bremen 
und Bremerhaven, auch mit Blick auf andere Bundesländer? 
 
2. Welche Digitalisierungsprojekte wurden in den vergangenen fünf Jahren umge-
setzt, welche konnten bislang noch nicht umgesetzt werden und aus welchen Grün-
den? 
 
3. Welche konkreten Ziele verfolgt der Senat bis zum Jahr 2030 hinsichtlich der Digi-
talisierung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes im Land Bremen? 
 
Zu Frage 1: 
Der Digitalisierungsgrad der Gesundheitsämter in  
Bremen und Bremerhaven wird als fortgeschritten  
bewertet, welches sich unter anderem durch die landesweite Digitalisierungsstrategie 
sowie den Aufbau einer gemeinsamen Dateninfrastruktur bekräftigen lässt. In den 
vergangenen Jahren konnten mit Unterstützung des Pakts für den ÖGD wichtige 
Grundlagen für eine nachhaltige Digitalisierung geschaffen werden. Die  
Reifegraderhebungen bestätigen, dass sich die beteiligten Einrichtungen deutlich 
weiterentwickelt haben.  
 
Die bisherigen Fortschritte verdeutlichen zugleich: Digitalisierung ist kein einmaliges 
Vorhaben, sondern ein kontinuierlicher Entwicklungsprozess. Sie erfordert eine ste-
tige Weiterentwicklung der organisatorischen, technischen und personellen Struktu-
ren. 
 
Ein direkter Vergleich mit anderen Bundesländern ist nur eingeschränkt möglich. In 
Bremen wird eine Landesstrategie umgesetzt. Sie ermöglicht vergleichbare Stan-
dards und Prozesse. In vielen anderen Bundesländern erfolgte die Digitalisierung hin-
gegen oft über Modellprojekte in einzelnen Gesundheitsämtern. Diese unterschiedli-
chen Strukturen und Herangehensweisen machen einen direkten Vergleich schwierig.  
 
Zu Frage 2: 
Im Rahmen des Pakts für den ÖGD wurden in den vergangenen fünf Jahren wesentli-
che Grundlagen für die digitale Transformation geschaffen. Hierzu zählen insbeson-
dere:  
 die Entwicklung einer landesweiten Digitalisierungsstrategie,  
 der Aufbau eines strukturierten Prozessmanagements,  
 die Einführung digitaler Fachverfahren sowie der Aufbau einer gemeinsamen 

Dateninfrastruktur einschließlich eines Data Warehouse.  
 Zudem wurden eine gemeinsame Kommunikationsplattform, die IuK-Plattform 

aufgebaut, Maßnahmen zur IT-Sicherheit umgesetzt und Kooperationsstruktu-
ren auf Landes- und Bundesebene etabliert, wie AGORA sowie die sich in der 
Entwicklung befindende Meldesoftware des RKI EMIGA. 

 
Einzelne Vorhaben befinden sich weiterhin in der Umsetzung – insbesondere der 
Ausbau interoperabler Fachverfahren, die Digitalisierung weiterer Prozesse und die 
Verstetigung der Strukturen. 
 
Gründe hierfür sind unter anderem historisch gewachsene IT-Landschaften, bundes-
weite Abhängigkeiten bei den Standards sowie die hohen Anforderungen an Daten-
schutz, Informationssicherheit und Vergabeverfahren. Erfolgreiche Digitalisierung 
braucht deshalb neben technischen Lösungen auch eine kontinuierliche Weiterent-
wicklung der organisatorischen und personellen Rahmenbedingungen. 
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Zu Frage 3: 
Der Senat verfolgt das Ziel, die Digitalisierung des  
Öffentlichen Gesundheitsdienstes konsequent weiterzuentwickeln und die geschaffe-
nen Strukturen nachhaltig zu verstetigen. Im Mittelpunkt stehen die weitere Digitali-
sierung von Fach- und Verwaltungsprozessen, die Verbesserung der Interoperabilität 
und des Datenaustauschs, die Stärkung der Informations- und IT-Sicherheit sowie 
der Ausbau digitaler Bürgerdienste. 
 
Zudem soll die länderübergreifende Zusammenarbeit fortgeführt und so der Wissens-
transfer zwischen den Einrichtungen gestärkt werden, um Digitalisierungsmaßnah-
men besser zu koordinieren. Die im Rahmen der Fördermaßnahmen entstandenen 
bundesweiten Netzwerke leisten einen wichtigen Beitrag um, fachliche Entwicklungen 
frühzeitig aufeinander abzustimmen und gemeinsame Lösungsansätze zu entwickeln. 
Ein besonderes Augenmerk liegt auf der nachhaltigen Weiterentwicklung der organi-
satorischen, technischen und personellen Strukturen, um den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst dauerhaft an neue Anforderungen anpassen zu können 
 
 
Anfrage 10: Nationales Aktionsprogramm Kreislaufwirtschaft: Neue Impulse für 
Bremen und Bremerhaven? 
Anfrage des Abgeordneten Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
vom 28. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat das Aktionsprogramm der Bundesregierung zur Umsetzung 
der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie? 
 
2. Welche Potenziale sieht der Senat darin zur Stärkung kreislauforientierter Ansätze 
im Land Bremen, insbesondere in den Bereichen der öffentlichen Beschaffung und 
der Innovationsförderung mit Schwerpunkt Circular Economy? 
 
3. Wie setzt sich der Senat konkret dafür ein, bürokratische Hürden zu reduzieren, um 
zirkuläre Geschäftsmodelle zu stärken? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat begrüßt, dass das Aktionsprogramm der Bundesregierung zur Umsetzung 
der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie die Schlüsselrolle der Kreislaufwirtschaft 
für mehr Resilienz, kostengünstigen Klimaschutz und nachhaltiges Wachstum betont. 
Es ist positiv, dass es die Kreislaufwirtschaft mit der Stärkung von Wettbewerbsfähig-
keit, Innovation und Versorgungssicherheit verbindet, eine technologieoffene, markt-
basierte und bürokratiearme Umsetzung vorsieht und den Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit in der öffentlichen Beschaffung aufrechterhält. Im Rahmen des Aktionspro-
gramms wird stark auf den Nutzen der Kreislaufwirtschaft für Wirtschaft und Wachs-
tum abgestellt. Der Schutz von Umwelt und Klima als Beweggrund und Ziel der Cir-
cular Economy sollten aus Sicht des Senats dabei nicht in den Hintergrund gerückt 
werden. 
 
Zu Frage 2: 
Das Aktionsprogramm stellt Investitions- und Innovationsförderungen sowie Beteili-
gungsmöglichkeiten des Bundes in Aussicht, welche zur Stärkung kreislauforientierter 
Ansätze im Land Bremen beitragen können, insbesondere in den Bereichen Wieder-
gewinnung von kritischen und strategischen Rohstoffen, Batterierecycling, Recycling 
von Windkraftanlagen inklusive Rotorblätter sowie Schiffsrecycling. Für die öffentliche 
Beschaffung auf Landesebene sieht das Aktionsprogramm Beratungen zu zirkulären 
Beschaffungsvorgängen und umfangreiche Informationsangebote des Bundes vor. 
Während weiterhin nicht erkennbar ist, dass sich der Bund als Beschaffer selbst konk-
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ret verpflichten will, hat der Bremer Senat am 23.06.2026 neue ökologische Anforde-
rungen an Produkte und Dienstleistungen beschlossen. Ziel ist es, mit dem Einkauf 
von Produkten und Dienstleistungen einen aktiven Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit, 
Kreislaufwirtschaft und Klimaschutz zu leisten. 
 
Zu Frage 3: 
Der Senat verfolgt im Rahmen seiner Beteiligung an der im Dezember 2025 von Bund 
Ländern gemeinsam beschlossenen föderalen Modernisierungsagenda einen ge-
samthaften zwischen Bund und Ländern abgestimmten Prozess zum Abbau von Büro-
kratie im Land Bremen. Der Bürokratieabbau soll sämtliche Lebens- und Wirtschafts-
bereiche im Land Bremen entlasten; zirkuläre Geschäftsmodelle profitieren gleicher-
maßen. 
 
 
Anfrage 11: Wohngeldkürzung: Auswirkungen auf Bremen und Bremerhaven 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion Die 
Linke 
vom 7. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Menschen in Bremen und Bremerhaven werden voraussichtlich in 2027 
ihren Anspruch auf Wohngeld in Zusammenhang mit den vorgestellten Kürzungen auf 
Bundesebene verlieren? 
 
2. Wie viele Bremer:innen werden in 2027 voraussichtlich aufgrund des Verlusts von 
Wohngeldansprüchen oder wegen Wohngeldkürzungen Grundsicherung oder Sozial-
hilfe beantragen müssen? 
 
3. Wie bewertet der Senat die angekündigten Kürzungen beim Wohngeld? 
 
Zu Frage 1: 
In Anlehnung der Berechnungsprognose des zuständigen Bundesministeriums für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen ist von rund 3.800 Haushalten im Land 
Bremen auszugehen, die bis 2029 aus dem Wohngeld herausfallen werden. 
 
Zu Frage 2:  
Auf Grund der laufenden Wohngeldbewilligungszeiträume, die bis 2027 und teilweise 
sogar bis 2028 hineinreichen, gibt es keinen Stichtag, an dem die Haushalte aus dem 
Wohngeld herausfallen. Stattdessen wechseln die betroffenen Haushalte sukzessive 
aus dem Wohngeld in die Grundsicherung. Bis 2029 ist von rund 1.400 Haushalten 
auszugehen, die in die Grundsicherung wechseln. Grundlage für diese Annahme ist 
auch hier die Prognose des zuständigen Bundesministeriums. Zu berücksichtigen 
sind in der weiteren Entwicklung aber auch die Umsetzung der Kommission zur Sozi-
alstaatsreform. 
 
Zu Frage 3:  
Der Senat sieht die geplanten kurzfristigen Kürzungen kritisch. Sie betreffen Haus-
halte, die schon jetzt Schwierigkeiten haben ihre Miete trotz Einkommens selbständig 
zu zahlen. Bremen wird sich in der laufenden Länderbefassung und im Bundesrat klar 
dafür einsetzen, dass die Leistungskürzungen zurückgenommen werden. Zudem wird 
mit der geplanten Umsetzung der Kommission zur Sozialstaatsreform derzeit bun-
desseitig eine Vereinheitlichung der Sozialleistungen inklusive des Wohngeldes vor-
bereitet. 
 
Die mit der geplanten Wohngeldreform angestrebten  
inhaltlichen Vereinfachungen werden dagegen begrüßt und unterstützt, da diese die 
Verwaltung entlasten können. 
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Anfrage 12: Wohnungsnot statt Wohnpartnerschaften – Welche Bilanz zieht der 
Senat nach dem Aus von „Wohnen für Hilfe“? 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Oguzhan Yazici, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 8. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Anfragen von wohnraumanbietenden Personen und wohnungssuchenden 
Personen gingen seit Projektbeginn jährlich bei „Wohnen für Hilfe“ ein, wie viele 
Wohnpartnerschaften wurden daraus jeweils neu vermittelt, wie viele bestanden zum 
Jahresende sowie zum Zeitpunkt der Einstellung des Projekts fort, und wie hoch war 
die durchschnittliche Dauer der beendeten Wohnpartnerschaften? (Bitte jahresweise 
tabellarisch darstellen.) 
 
2. Welche öffentlichen Mittel wurden für das Projekt seit Projektbeginn jährlich bereit-
gestellt (bitte nach Finanzierungsquellen aufschlüsseln), welche Gesamtkosten sind 
entstanden, und wie bewertet der Senat das Verhältnis von Mitteleinsatz zu den er-
reichten Vermittlungen? 
 
3. Aus welchen Gründen wurde das Projekt eingestellt, und mit welchen Maßnahmen 
will der Senat künftig die Ziele des Projekts, die bessere Nutzung bestehenden Wohn-
raums, die Entlastung des studentischen Wohnungsmarktes und die Verringerung von 
Einsamkeit im Alter, erreichen? 
 
Zu Frage 1: 
Die jährlich vermittelten Wohnpartnerschaften lagen im Schnitt bei 5. Die Anfragen 
von Wohnraumanbietenden bewegten sich zwischen 5 und 34, von Wohnungssuchen-
den zwischen 11 und 82. Die genauen Zahlen werden schriftlich zur Verfügung ge-
stellt: 
 

Jahr 

Anfragen 
von 
Wohnraum-
anbietende 

Anfragen 
von Woh-
nungs-
suchen-
den 

Neu vermit-
telte Wohn-
partner-
schaften 

Bestand 
zum Jah-
resende 

Fördermittel  
(€) 

 

2014 5 27 3 3 k.A.  

2015 k.A. k.A. 3 6 k.A.   

2016 k.A. k.A. 8 8 k.A.  

2017 18 19 2 6 11.905,00  

2018 14 20 6 8 13.976,00  

2019 10 11 3 6 13.814,00  

2020 11 20 1 6 8.584,00  

2021 19 49 6 5 11.601,36  

2022 12 64 6 6 12.742,16  

2023 29 82 10 10 13.900,00  

2024 34 78 7 6 12.748,16  
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Jahr 

Anfragen 
von 
Wohnraum-
anbietende 

Anfragen 
von Woh-
nungs-
suchen-
den 

Neu vermit-
telte Wohn-
partner-
schaften 

Bestand 
zum Jah-
resende 

Fördermittel  
(€) 

 

2025
* 11 23 4 14 6.494,08  

* Halbjahreswert für 2025, Halbjahresbescheid 
 
 
 
Für den Zeitraum des Projekts „Wohnen für Hilfe“ von 2014 bis 2025 liegen nur be-
grenzt Daten zur durchschnittlichen Dauer der beendeten Wohnpartnerschaften vor. 
Aus den verfügbaren Unterlagen geht hervor, dass im Jahr 2017 die Hälfte der vermit-
telten Wohnpartnerschaften eine Dauer von mehr als einem Jahr aufwies und die 
durchschnittliche Dauer bei 16 Monaten lag. Für die Jahre 2018 und 2019 betrug die 
durchschnittliche Dauer der beendeten Partnerschaften jeweils 14 Monate. Für die 
übrigen Projektjahre liegen keine belastbaren Angaben zur durchschnittlichen Dauer 
vor. 
 
Das Projekt „Wohnen für Hilfe“ wurde ausschließlich in der Stadtgemeinde Bremen 
durchgeführt. Für das Land Bremen (inkl. Bremerhaven) liegen keine weiteren Anga-
ben vor. 
 
Zu Frage 2: 
Die Finanzierung des Projekts erfolgte im Wesentlichen aus städtischen Haushalts-
mitteln des Sozialressorts. In den vorliegenden Unterlagen sind keine Drittmittel aus-
gewiesen. Die Trägerschaft lag zunächst bei den Paritätischen Diensten, ab 2020 bei 
dem Netzwerk Selbsthilfe. Die inhaltliche Begleitung erfolgte über die offene Alten-
hilfe der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration. 
 
Die Ergebnisse des Projekts sind hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Obwohl 
der Mitteleinsatz pro Wohnpartnerschaft mit durchschnittlich rund 2.300 Euro über 
die gesamte Projektlaufzeit betrachtet vergleichsweise hoch war, konnte das Projekt 
nicht über ein sehr kleines Nischensegment hinaus etabliert werden. Neben der För-
derhöhe ist zudem zu berücksichtigen, dass mit einem solchen Projekt ein erhebli-
cher administrativer Aufwand einhergeht. Darüber hinaus erwies sich die Projekt-
struktur als störungsanfällig. 
 
Das Projekt „Wohnen für Hilfe“ wurde ausschließlich in der Stadtgemeinde Bremen 
durchgeführt. Für das Land Bremen liegen keine weiteren Angaben vor. 
 
Zu Frage 3: 
Die Zahlen zeigen, dass die genannten Ziele des Projekts, nämlich die bessere Nut-
zung bestehenden Wohnraums, die Entlastung des studentischen Wohnungsmarktes 
und die Verringerung von Einsamkeit im Alter in keinem relevanten Ausmaß erreicht 
wurden. Für eine bessere Auslastung des bestehenden Wohnraums plant die Senato-
rin für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung nach der Sommerpause ein Pilotprojekt 
im WiN-Gebiet Kattenturm. Für eine Verringerung von Einsamkeit stehen alle bekann-
ten Angebote der offenen Altenhilfe, wie Begegnungszentren, Dienstleistungszentren, 
Mittagstische etc. zur Verfügung. 
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Anfrage 13: Wie oft klingelt das Jobcenter heute? – Hausbesuche in Bremen 
und Bremerhaven 2 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Thorsten Raschen, Bettina Hornhues, 
Dr. Wiebke Winter und Fraktion der CDU 
vom 8. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie hat sich Anzahl der Hausbesuche des Jobcenters Bremen, die für die Zeit zwi-
schen Januar 2023 und Juli 2024 mit 2 535 und für das „Team Außendienst“ in Bre-
merhaven für den gleichen Zeitraum mit 2 539 angegeben wurde, seitdem entwi-
ckelt? (Bitte für bessere Vergleichsmöglichkeiten für beide Kommunen für die letzten 
fünf Jahre getrennt und tabellarisch angeben.) 
 
2. Inwiefern wurden die Mitarbeitenden des Fachteams Außendienst im Jobcenter 
Bremen mit 4,89 Vollzeitäquivalenten durch die im Jahr 2025 durch die Hausbesu-
che erzielten Einsparungen in Höhe von 872 022,57 Euro faktisch refinanziert, und 
aus welchen Gründen ist trotzdem keine Ausweitung der Hausbesuche vorgesehen? 
 
3. Ist dem Senat das seit November 2025 im thüringischen Landkreis Nordhausen 
unter Leitung eines SPD-Landrats durchgeführte Modellprojekt für Bürgergeldemp-
fänger unter 25 Jahren bekannt, bei dem unter anderem gemeinnützige Arbeitsmaß-
nahmen mit unangekündigten Hausbesuchen verbunden werden, und wie bewertet 
der Senat dieses Vorgehen insbesondere im Hinblick auf Arbeitsmarktintegration, 
Missbrauchsbekämpfung und Wirtschaftlichkeit sowie die Möglichkeit einer Übertra-
gung vergleichbarer Elemente auf die Jobcenter in Bremen und Bremerhaven? 
 
Zu Frage 1: 
Die Anzahl der durchgeführten Hausbesuche durch den Außendienst des Jobcenters 
erfolgen anlassbezogen für Bremen in den Jahren 2021 bis 2026 stellt sich wie folgt 
dar: 
 
2021 907 
2022 1.555 
2023 1.745 
2024 1.703 
2025 1.764 
01.01.2026-30.06.2026 913 

 
Die Anzahl der durchgeführten Hausbesuche durch den Außendienst des Jobcenters 
erfolgt anlassbezogen für Bremerhaven in den Jahren 2021 bis 2026 stellt sich wie 
folgt dar: 
 
2021 335 
2022 1.401 
2023 1.736 
2024 1.597 
2025 1.349 
01.01.2026-30.06.2026 686 

 
Die geringere Anzahl von Hausbesuchen im Jahr 2021 ist darauf zurückzuführen, dass 
diese aufgrund der Coronapandemie erst ab dem 3. Quartal aufgenommen werden 
konnten. 
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Zu Frage 2: 
Hausbesuche erfolgen bedarfsorientiert und werden durch die Fachteams – das heißt 
die Leistungsgewährung oder Arbeitsvermittlung – beauftragt, wenn eine Entschei-
dung allein nach Aktenlage nicht möglich ist. Eine Ausweitung des Personals im Job-
center Bremen ist aktuell nicht geplant, weil die zur Verfügung stehenden Personal-
ressourcen im Außendienst die aktuelle Bedarfslage, die durch die Fachteams ausge-
löst wird, ohne Verzögerungen bedienen können.  
Im Rahmen kontinuierlicher Verbesserung überprüft das Jobcenter laufend die eige-
nen Prozesse ergebnisoffen.  
 
Zu Frage 3: 
Der Erwerb eines Berufsabschlusses ist stets das vorrangige Ziel, um junge Menschen 
unter 25 Jahren nachhaltig in den Arbeitsmarkt zu integrieren.  
 
Alle jungen Menschen im SGB II-Bezug werden in der Jugendberufsagentur Bremen-
Bremerhaven eng begleitet. Dabei gilt es verschiedenste Hemmnisse durch heraus-
fordernde Lebenslagen mit den jungen Menschen gemeinsam zu überwinden. Zur 
Unterstützung junger Menschen steht in der Jugendberufsagentur ein umfangreiches 
Instrumentarium zur Verfügung, das bedarfsgerecht eingesetzt wird. Dazu zählen 
auch Angebote zur Steigerung der Motivation oder zur Förderung eines regelmäßigen 
Tagesrhythmus.  
 
Arbeitsgelegenheiten – wie sie beispielsweise im Modellprojekt Nordhausen einge-
setzt werden – sind grundsätzlich nachrangig gegenüber der Vermittlung in Arbeit 
oder Ausbildung sowie dem Einsatz anderer Maßnahmen zur Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt und stellen somit eine ultima ratio dar. Darüber hinaus müssen Arbeitsge-
legenheiten zwingend die Kriterien Zusätzlichkeit, Wettbewerbsneutralität und öffent-
liches Interesse erfüllen. Nicht förderfähig sind daher Tätigkeiten, für deren Erledi-
gung eine rechtliche Verpflichtung besteht (z. B. Schneeräumen auf Verkehrswegen). 
Wie das Modellprojekt Nordhausen diesen Anforderungen Rechnung getragen hat, ist 
dem Senat nicht bekannt. Aufgrund der genannten Kriterien ist ein vergleichbares 
Projekt in Bremen nicht geplant. 
 
 
Anfrage 14: Stillstand auf der Schiene – wie möchte der Senat die Bahnanbin-
dung für Bremen und Bremerhaven zukunftsfest sichern? 
Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 15. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat die aktuellen Entwicklungen zur Finanzierung des Ausbaus 
und der Ertüchtigung der Schieneninfrastruktur seitens des Bundes? 
 
2. Wie setzt sich der Senat auf Bundesebene und in den Länderkammern für eine 
leistungsfähigere Schieneninfrastruktur für Personen- und Güterverkehre ein? 
 
3. Welche Konsequenzen ergeben sich für den Hafenstandort Bremerhaven hinsicht-
lich seiner Klimabilanz und internationalen Wettbewerbsfähigkeit, wenn der Güterver-
kehr ins Hinterland nicht verlässlich und zunehmend auf die Schiene verlagert werden 
kann? 
 
Zu Frage 1: 
Die Finanzierung der Schieneninfrastruktur in Deutschland stützt sich vor allem auf 
drei Säulen: Bundesmittel aus dem Bundeshaushalt, die Leistungs- und Finanzie-
rungsvereinbarung mit der DB InfraGO sowie dem Sondervermögen für Infrastruktur 
und Klimaneutralität. Der Bund trägt nach dem Grundgesetz die rechtliche Verantwor-
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tung für den Erhalt und Ausbau des Netzes der bundeseigenen Eisenbahnen. Der Se-
nat begrüßt die in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegenen Investitionen 
in die Schieneninfrastruktur in Deutschland. Allerdings fließt dieser Zuwachs im We-
sentlichen der Ertüchtigung des maroden Netzes zu. In Form der Korridorsanierungen 
ist eine Grundsanierung des deutschen Schienennetzes begonnen worden. Eine Stei-
gerung der Mittel auch für den Neu- und Ausbau des Netzes muss zeitnah in einem 
zweiten Schritt erfolgen. 
 
Zu Frage 2: 
Für Bremen wurden nach Anmeldung des Senats im aktuellen Bundesverkehrswege-
plan wesentliche Ausbauten im Hafenhinterlandverkehr für den Seehafen Bremer-
haven platziert. Vorgelagert erfolgt die Korridorsanierung der Strecke Bremen – Bre-
merhaven bereits im Jahr 2027. 
Die Forderung nach einer Erhöhung der Ausgaben auch aus dem Kernhaushalt für Er-
neuerung aber auch für den Neu- und Ausbau der Schienenwege richten sämtliche 
Landesverkehrsminister kontinuierlich an den Bund, zuletzt auf der Verkehrsminister-
konferenz im März 2026 in Lindau. Das Land Bremen unterstützt dabei die Forderung 
nach einem langfristigen Infrastrukturfonds für die Schiene nach dem Vorbild der 
Schweiz. 
 
Zu Frage 3: 
Die Bremischen Häfen sind traditionelle Eisenbahnhäfen. Eine leistungsfähige und 
resiliente Schienenanbindung stellt daher einen zentralen Faktor für deren Wettbe-
werbsfähigkeit dar. Ohne die Realisierung der vordringlichen Schienen-Infrastruktur-
projekte des Bundesverkehrswegeplans stößt die Kapazität der Schienen-Hinterland-
anbindung perspektivisch an Grenzen. Durch fehlende Kapazitäten im Personen- wie 
auch im Güterverkehr wäre eine weitere Verlagerung auf die Schiene eingeschränkt 
und die Klimabilanz des Hafenstandorts negativ beeinflusst. 
 
 
Anfrage 15: Halbjahresbilanz der FreiKarte 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion Die 
Linke  
vom 29. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viel des vorhandenen Budgets für die FreiKarte wurde im 1. Halbjahr 2026 ab-
gerufen, wie viel davon in Bremen und wie viel in Bremerhaven? 
 
2. Lassen sich Aussagen dazu ableiten, in welchen Stadtteilen besonders hohe und in 
welchen eine vergleichsweise niedrige Inanspruchnahmequote vorliegt? 
 
3. Wie ist das Ranking der Annahmestellen; wo wird die FreiKarte besonders häufig 
eingesetzt, wo weniger (wenn möglich regional und nach Einrichtungsart clustern)? 
 
Zu Frage 1: 
Im Zeitraum vom 01.01.2026 bis 30.06.2026 wurde die FreiKarte von jungen Men-
schen in Bremen und Bremerhaven für Angebote in Höhe von insgesamt 1.926.161,34 
€ eingesetzt. Auf die die Stadtgemeinde Bremen entfallen davon 1.459.347,30 € und 
auf Annahmestellen in der Stadtgemeinde Bremerhaven 466.814,04 €. 
 
 
Zu Frage 2: 
Es werden keine Rückschlüsse von den eingesetzten Karten auf den Wohnort der Nut-
zenden gezogen. Daher kann diese Frage nicht auf Grundlage von Datenauswertun-
gen beantwortet werden. Aus Erfahrung und Gesprächen kann auf der Grundlage von 
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subjektiver Evidenz angenommen werden, dass Unterschiede bestehen. Nahelie-
gende Ursachen sind hier nicht ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache, 
eingeschränkte Mobilität und soziale Zugangshürden.  
 
Zu Frage 3: 
In den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven gibt es aktuell über 80 Akzeptan-
stellen. Eine Liste findet sich auf der Website der FreiKarte. Die Akzeptanzstellen der 
FreiKarte finden sich naturgemäß in beiden Städten v.a. dort, wo auch die entspre-
chenden Angebote sind. Dementsprechend sind die Akzeptanzstellen in beiden Städ-
ten zwar breit gestreut, die Angebotsdichte ist allerdings heterogen. Beispielweise 
gibt es in Bremen Nord, wo es weniger Freizeit- und Unterhaltungsangebote gibt 
auch weniger Akzeptanzstellen für die FreiKarte.  
 
Die Annahmestellen werden in die folgenden Kategorien geclustert und nach der 
Höhe der Umsätze eingeordnet: 

1. Spiel & Spaß: Dies sind hauptsächlich Indoor-Spielplätze und Spielgele-
genheiten. 

2. Kino  
3. Sport: Hier sind die meisten Einrichtungen Schwimmbäder. 
4. Wissen erleben: Dies sind Museen und andere, größtenteils interaktive Bil-

dungsangebote wie beispielweise das Klimahaus. 
5. Kultur 

 
Eine Standardauswertung der Kategorien der Akzeptanzstellen differenziert nach Bre-
men und Bremerhaven existiert nicht, weshalb keine Erkenntnisse der regionalen Dif-
ferenzierung vorliegen. 
 
Da die FreiKarte seit diesem Jahr nicht mehr auf den Volksfesten eingesetzt werden 
kann, war eine Verschiebung des Ausgabeverhaltens im Vergleich zu den Vorjahren 
zu erwarten. Ein genauer Vergleich ist aktuell noch in Arbeit, aber schon jetzt kann 
ein Trend beobachtet werden. Der Vergleich der Umsätze der anderen umsatzstarken 
Bereiche (Kino, Spiel & Spaß sowie Sport) zeigt, dass der Umsatz hier zugenommen 
hat. Im Verlauf des Jahres muss die weitere Entwicklung genau verfolgt werden. 
 
 
Anfrage 16: Wann kommt das Lagebild zum Sozialleistungsmissbrauch im Land 
Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 3. August 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Daten werden im Land Bremen derzeit über Verdachtsfälle von Sozial-leis-
tungsmissbrauch, deren Überprüfung sowie bestätigte/nicht bestätigte Fälle erhoben, 
und welche Veränderungen ergeben sich durch das „Kompetenzzentrum Leistungs-
missbrauch“ gegenüber den zuvor bestehenden Instrumenten zum Datenaustausch 
und der behördenübergreifenden Zusammenarbeit? 
 
2. Welche Möglichkeiten zum Datenaustausch und Aufbau einer übergeordneten Sta-
tistik zum Sozialleistungsmissbrauch im Land Bremen bestehen, und wie kann nach 
Ansicht des Senats ein behördenübergreifendes Lagebild geschaffen werden? 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat darüber vor, wie andere Bundesländer be-
hördenübergreifende Lagebilder oder gemeinsame Auswertungen zum Sozial-leis-
tungsmissbrauch organisieren, und inwiefern ist geplant, künftig eine systematische 
Statistik als Grundlage eines regelmäßigen Lagebildes im Land Bremen einzuführen? 
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Zu Frage 1: 
Wer den Sozialstaat missbraucht, schadet denjenigen, die auf seine Leistungen ange-
wiesen sind. Die Bekämpfung von organisiertem Sozialleistungsmissbrauch schützt 
daher zugleich die Integrität und Akzeptanz unseres Sozialstaats. Das Land Bremen 
nimmt den Schutz des Sozialstaats vor organisiertem Sozialleistungsmissbrauch da-
her sehr ernst. Dabei geht es ausdrücklich nicht um eine pauschale Kontrolle von 
Leistungsberechtigten oder die Generalisierung einzelner Verdachtsfälle oder eine 
Berichterstattung mit begrenzter Aussagekraft. Im Fokus steht vielmehr die Bekämp-
fung organisierter und systematischer Formen des Missbrauchs, die das Vertrauen in 
den Sozialstaat untergraben und öffentliche Mittel zweckwidrig binden.  
Welche Daten für den Bereich des SGB II statistisch ausgewertet werden, ist in der 
„Verordnung zur Erhebung der Daten nach § 51b des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch“ (Datenerhebungsverordnung) festgelegt. Diese legt verbindlich auf Bundes-
ebene alle Themen der amtlichen Statistik-Erhebungen im SGB II fest. Sozialleis-
tungsmissbrauch ist nicht Gegenstand dieser Berichterstattung.  
 
Sozialleistungsmissbrauch ist nicht auf das SGB II beschränkt, sondern betrifft unter-
schiedliche Leistungen und damit verschiedene Leistungsbehörden, die u.a. auch in 
der Zuständigkeit des Bundes liegen. Werden Auffälligkeiten festgestellt, wird diesen 
im Rahmen der jeweils eigenen Zuständigkeit nachgegangen und die Fälle werden an 
die Ermittlungsbehörden übergeben. Durch die Ermittlungsbehörden und Gerichte 
wird festgestellt, ob tatsächlich ein Betrug oder Betrugsversuch im Sinne des § 263 
StGB vorliegt.  
 
Im Rahmen der Kleinen Anfrage „Wieder blind ins Risiko“ hat die Staatsanwaltschaft 
Bremen eine umfangreiche Auswertung über die zur Anzeige gebrachten Fälle von 
Sozialleistungsmissbrauch und deren Verfahrensausgänge über die Polizei und den 
Zoll für das Land Bremen vorgenommen. Diese Auswertung ist in der Drucksache 
21/1584 dokumentiert. Die Auswertung zeigt, dass die Zahl der angezeigten Fälle in 
den letzten Jahren auf einem vergleichsweisen niedrigen Niveau lag und die meisten 
Verfahren eingestellt wurden, da sich der Verdacht jeweils nicht bestätigte. 
 
Statistische Daten zum Sozialleistungsmissbrauch werden über die Polizeiliche Kri-
minalstatistik (PKS) und den Zoll erfasst. Allerdings ist eine spezifische Auswertung 
der Daten des Zolls für das Land Bremen aufgrund der regionalen Zuständigkeiten 
des Hauptzollamtes nicht möglich. 
 
Mit Einführung des Paragraphen 64a SGB II im Rahmen der neuen Grundsicherung 
für Arbeitsuchende soll die Agentur für Arbeit die Jobcenter in gemeinsamer Träger-
schaft bei der Bekämpfung von Leistungsmissbrauch unterstützen. Ab Juli 2026 wird 
ein spezielles Kompetenzcenter zur Prävention und Bekämpfung von organisiertem 
und systematischem Leistungsmissbrauch im SGB II zentral in Nürnberg aufgebaut. 
Im späteren Verlauf werden weitere fünf Kompetenzcenter voraussichtlich in Kiel, 
Berlin, Chemnitz, Düsseldorf und Stuttgart errichtet, die bundesweit tätig sein werden. 
Das Erkennen von Einzelfällen verbleibt weiterhin bei den Jobcentern. Ausgangspunkt 
für die Arbeit des Kompetenzcenters ist die Analyse großer Datenmengen, um ver-
dächtige Muster zu erkennen, beispielsweise wiederkehrende Adressen, unplausible 
Beschäftigungsverhältnisse oder auffällige Kontoverbindungen. Zentraler Bestandteil 
ist auch die verbesserte Vernetzung zwischen Behörden auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene, insbesondere zwischen Jobcentern, Ausländerämtern, Sicher-
heitsbehörden und Zoll.  
 
Langfristig sollen die Voraussetzungen für einen strukturierten Datentransfer der be-
teiligten Stellen geschaffen werden, um Leistungsmissbrauch effektiver zu bekämp-
fen. Die gegenwärtige Rechtslage und IT-technischen Methoden müssen auf Bundes-
ebene entsprechend angepasst bzw. entwickelt werden.  
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Eine weitere Aufgabe des Kompetenzcenters wird es sein, Voraussetzungen zu schaf-
fen, um die Akteure bei der Entwicklung und Erstellung von Lagebildern zu unterstüt-
zen. Eine entsprechende Zeitschiene hierfür ist noch nicht bekannt.  
 
Zu Frage 2: 
Ziel des Senats ist es, missbräuchliche Strukturen frühzeitig zu erkennen, rechtskon-
form aufzuklären und konsequent zu verfolgen. Voraussetzung hierfür sind belastbare 
Erkenntnisse, eine enge Zusammenarbeit der zuständigen Akteur:innen und ein da-
tenschutzkonformer Informationsaustausch. Derzeit bestehen im Land Bremen be-
reits verschiedene Formate zum Datenaustausch, etwa im Rahmen von Arbeitsgrup-
pen, ressortübergreifenden Fallbesprechungen oder im Austausch mit Ermittlungsbe-
hörden. 
 
Aufgrund der föderalen Struktur des Sozialleistungssystems sind Bearbeitungszustän-
digkeiten je nach Leistungsart und gesetzlicher Grundlage unterschiedlich geregelt, 
sodass einzelne Leistungen entweder von Bundesbehörden, kommunalen Stellen, 
Versicherungsträgern wie beispielsweise den gesetzlichen Krankenkassen oder in ge-
meinsamer Verantwortung, etwa von den Jobcentern in gemeinsamer Trägerschaft 
bearbeitet und ausgezahlt werden.  
 
Eine umfassende, behördenübergreifende Statistik hält der Senat unter den derzeiti-
gen rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen daher nicht für umsetz-
bar. 
 
Zu Frage 3:  
Das Land Bremen steht mit dem Bund und anderen Bundesländern – zum Beispiel im 
Rahmen des Bund-Länder-Austausches – in regelmäßigem Austausch zum Thema 
Sozialleistungsmissbrauch. In anderen Bundesländern – insbesondere in NRW - wird 
ebenfalls die Notwendigkeit von Lagebildern zur Verhinderung von Sozialleistungs-
missbrauch gesehen. Hierzu existieren allenfalls erste rudimentäre Überlegungen.  
 
Wie bereits ausgeführt, müssen für die Erstellung von Lagebildern erst die gesetzli-
chen und IT-technischen Voraussetzungen geschaffen werden, um einen rechtskreis-
übergreifenden und überörtlichen Datenaustausch zu ermöglichen. Hierbei soll der 
Gesetzgeber konkret durch das Kompetenzcenter in Nürnberg unterstützt werden. Die 
notwendigen Voraussetzungen für die Erstellung von Lagebildern werden daher erst 
mittelfristig geschaffen werden können.  
 
Federführend für die Bekämpfung von Sozialleistungsmissbrauch im Jobcenter (SGB 
II) ist der Träger BA. Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration ko-
operiert hierbei eng mit der Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen. 
 
 
Anfrage 17: Schulprogramm „Respekt Coaches“ gegen extremistische Ideolo-
gien vor dem Aus? 
Anfrage der Abgeordneten Kai Wargalla, Dr. Franziska Tell, Dr. Emanuel Herold 
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 6. August 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat das von der Bundesregierung geplante Auslaufen des Bun-
desprogramms „Respekt Coaches“ zum Jahresende? 
 
2. Wie viele Schüler:innen an wie vielen Schulen im Land Bremen wurden durch das 
Programm bisher erreicht? 
 
3. Inwieweit setzt sich der Senat für eine Fortsetzung des Programms ein? 
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Zu Frage 1: 
Die Perspektive des Bundesprogramms „Respekt Coaches“ ist derzeit schwer einzu-
schätzen. Bereits 2023 war ein Auslaufen angekündigt, das anschließend wieder auf-
gehoben wurde. Diese wechselnden Signale beeinträchtigen die Planbarkeit und die 
stabile Ansprechbarkeit für Schulen sowie für die Zielgruppe der Schüler:innen erheb-
lich. Das Programm beruht wesentlich auf langfristiger Bindungsarbeit zwischen Pä-
dagog:innen und der Schüler:innenschaft; unsichere Rahmenbedingungen untergra-
ben diese Kontinuität. Die Signale des Bundes erschweren die Arbeit vor Ort, führen 
zu Missmut und tragen zum Verlust von geeignetem Personal bei. Nach aktuellem 
Stand ist das Programm als befristetes Modellvorhaben angelegt und soll nach acht 
Jahren zum 31.12.2026 enden. 
 
Ziele, Wirkung und Mehrwert an Schulen liegen im primärpräventiven Ansatz: Schü-
ler:innen werden in Demokratieverständnis, eigener Meinungsbildung und Toleranz 
gegenüber anderen Meinungen gestärkt. Hinzu kommen Medienkompetenz, interkul-
turelle und interreligiöse Bildung sowie Diversitätsbewusstsein, Selbstwirksamkeit, 
Resilienz und die Auseinandersetzung mit menschenfeindlichen Ideologien. Damit 
leistet das Programm einen nachhaltigen Beitrag zu einem gesunden Klassenklima, 
mehr Zusammenhalt und einer konstruktiven Kommunikationskultur. Die Angebote 
umfassen vor allem Klassen- und Gruppenformate (auch jahrgangsübergreifend), 
Workshops, Vorträge, Arbeitsgemeinschaften über ein Halbjahr, Einzelberatung, El-
ternarbeit sowie Veranstaltungen und Exkursionen/Bildungsstättenaufenthalte.  
Zielgruppen sind insbesondere die Sekundarstufe I und berufliche Schulen. Die Ar-
beit erfolgt an ausgewählten Kooperationsschulen und wird passgenau an deren Be-
darfe angepasst. Strukturell ist „Respekt Coaches“ beim Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) angesiedelt und wird vor Ort über die Ju-
gendmigrationsdienste umgesetzt. In Bremen arbeiten u. a. Caritas Bremen-Nord und 
der Jugendmigrationsdienst der AWO mit Schulen zusammen, häufig in Kooperation 
mit Trägern der politischen Bildung, dem Quartiersmanagement, Vereinen und Ver-
bänden.  
 
Das Programm wird bundesweit für seine präventive Wirkung auf Demokratiebildung 
und Klassenklima positiv bewertet (Evaluation BMFSFJ; >600.000 erreichte Jugendli-
che, >900 Kooperationsschulen). Für Bremen zeigen Rückmeldungen von Schulen 
und Trägern eine klare Unterstützung für den Erhalt.  
 
Für Bremen würde das Auslaufen des Bundesprogramms „Respekt Coaches“ den 
Wegfall oder eine deutliche Reduktion primärpräventiver Angebote an allgemeinbil-
denden und beruflichen Schulen bedeuten. Die dadurch unterbrochene langfristige 
Bindungsarbeit und der Verlust erfahrener Fachkräfte bei Trägern wie Caritas und 
AWO schwächten Klassenklima, Konfliktprävention und die Stabilität bestehender 
schulischer Netzwerke. Schulen profitieren in Konfliktfällen oder Konflikt anbahnen-
den Situation von der professionellen Ansprechbarkeit des pädagogischen Personals 
und dessen langfristige und niedrigschwellige Begleitung der Schüler:innenschaft. 
Schulen und Schulsozialarbeit müssten entstehende Lücken kurzfristig auffangen. 
Insgesamt drohten ein Qualitäts- und Kontinuitätsverlust in der Präventionsarbeit so-
wie erhöhte Belastungen für Lehrkräfte. 
 
Zu Frage 2: 
Bereits im Jahr 2023 kam es bundesseitig zu massiven Kürzungen, die für Bremen 
einen Verlust von acht Vollzeitstellen zur Folge hatten. Pro Vollzeitstelle können im je-
weiligen Stadtteil zwei Schulen über einen längeren Zeitraum begleitet werden, wobei 
jährlich mindestens zehn Projekte durchgeführt und begleitet werden können. Eine 
summarische Dokumentation der Teilnehmer:innenzahl sowie der Begleitung sozial-
pädagogischer Angebote erfolgt nicht. Das Angebot der Respekt Coaches richtet sich 
an die gesamte Schüler:innenschaft. Ergänzend werden individuelle Beratungsange-
bote sowie Elterngespräche angeboten. Nach der Kürzung stehen dem Land nunmehr 
drei Vollzeitstellen zur Verfügung. Aktuell werden auf dieser Grundlage jeweils zwei 
Schulen im Bremer Westen, im Bremer Osten und in Bremen-Nord begleitet. 
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Zu Frage 3: 
Der Senat hat sich hier immer deutlich positioniert und vor dem Hintergrund der em-
pirisch dargelegten Wirksamkeit des Programms beim Bund für eine Weiterführung 
des Programms geworben. 
 
 
Anfrage 18: Vollziehung lebenslanger Freiheitsstrafen in Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 10. August 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Personen, die in der Justizvollzugsanstalt Bremen eine lebenslange Frei-
heitsstrafe verbüßten und 2021 und 2022 nach § 57a Strafgesetzbuch aus der Haft 
entlassen wurden, verstarben innerhalb eines halben Jahres nach der Entlassung? 
(Bitte getrennt nach Jahren angeben.) 
 
2. Wie viele Personen, die in der Justizvollzugsanstalt Bremen eine lebenslange Frei-
heitsstrafe verbüßten und 2021 und 2022 nach § 456 Strafprozessordnung aus der 
Haft entlassen wurden, verstarben innerhalb eines halben Jahres nach der Entlas-
sung? (Bitte getrennt nach Jahren angeben.) 
 
3. Wie viele Personen, die in der Justizvollzugsanstalt Bremen eine lebenslange Frei-
heitsstrafe verbüßten und 2021 und 2022 durch Überstellung ins Ausland aus der 
Haft entlassen wurden, verstarben innerhalb eines halben Jahres nach der Entlas-
sung? (Bitte getrennt nach Jahren angeben.) 
 
Zu Frage 1: 
Im genannten Zeitraum wurden zwei Personen, die zu einer lebenslangen Freiheits-
strafe verurteilt waren, aus der Haft entlassen. Keiner dieser beiden aus der JVA Bre-
men entlassenen Gefangenen verstarb im fraglichen Zeitraum nach der Haftentlas-
sung.  
 
Zu Frage 2: 
Der Staatsanwaltschaft Bremen ist kein entsprechender Fall erinnerlich. Regelmäßige 
statistische Datenerhebungen finden nicht statt.  
 
Zu Frage 3: 
Die Staatsanwaltschaft hält in ihrem Aktenbearbeitungssystem web.sta nur die Daten 
vor, die sie aktuell für die Bearbeitung und Erledigung ihrer Verfahren benötigt. Nach 
Abschluss der Verfahren besteht kein Bedarf, Erkenntnisse über den weiteren Le-
bensweg der Verurteilten fortlaufend zu erheben. Daten zum Ableben oder der Aus-
reise liegen bei der Staatsanwaltschaft daher nicht regelhaft vor. 
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Anfrage 19: Hitzebedingte Sterbefälle im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 18. August 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele hitzebedingte Sterbefälle wurden nach Kenntnis des Senats in den Jahren 
2023, 2024, 2025 sowie bislang im Sommer 2026 im Land Bremen registriert?  
 
2. Welche konkreten flankierenden Maßnahmen hat der Senat in diesem Sommer er-
griffen, um insbesondere ältere Menschen, chronisch Erkrankte, Pflegebedürftige und 
andere besonders gefährdete Personengruppen vor den gesundheitlichen Folgen ext-
remer Hitze zu schützen? 
 
3. Welche konkreten messbaren Erfolge kann der Senat seit Einführung des Hitzeakti-
onsplans bezüglich Vermeidung beziehungsweise Reduzierung hitzebedingter Ster-
befälle nachweisen, und an welchen Stellen sieht er selbst noch Versäumnisse und 
Verbesserungsbedarfe? 
 
Zu Frage 1: 
Hitze wird – mit Ausnahme von Hitzschlag – auf der Todesbescheinigung in der Regel 
nicht als zugrunde liegende Todesursache angegeben, da häufig eine Kombination 
aus Hitzeexposition und bestehenden Vorerkrankungen zum Tod führt. Im Land Bre-
men gab es in 2023 einen einzelnen Todesfall aufgrund von Hitzschlag. Die Daten für 
2025 und 2026 liegen noch nicht vor. Aufgrund der notwendigen Berücksichtigung 
der indirekten Todesursachen ist das Führen einer Statistik zu hitzebedingten Sterbe-
fällen schwierig und erfolgt derzeit über statistische Schätzungen. Das Robert Koch-
Institut (RKI) führt hierzu in den Sommermonaten Modellrechnungen durch, bei de-
nen die Gesamtsterblichkeit betrachtet und die Differenz zwischen modellierten Ster-
befällen mit und ohne Hitzeeinfluss berechnet wird. Angaben zu konkreten Todesur-
sachen sind in diesen Analysen nicht enthalten.  
 
Für das Land Bremen zeigen die bisherigen Analysen des RKI für die Jahre 2023, 
2024 und 2025 keine hitzebedingte Übersterblichkeit. Für das Jahr 2026 liegen noch 
nicht alle Auswertungen vor.  
 
Zu Frage 2: 
In diesem Sommer hat der Senat im Rahmen des Hitzeaktionsplans Bremen/Bremer-
haven vor allem auf Maßnahmen der Warn- und Informationskampagne gesetzt. Über 
verschiedene Kommunikationskanäle wurden gezielt Informationen für besonders ge-
fährdete Gruppen verteilt, etwa zu Anzeichen hitzebedingter Notfälle, Handlungsemp-
fehlungen und Schutzmaßnahmen. Multiplikatoren waren unter anderem Arztpraxen, 
Pflegedienste, Streetwork, Kitas, der Tourismus sowie Ansprechpersonen der „Kühlen 
Orte“ in Innenräumen. 
 
Seit Mai steht zudem das Hitzeportal zur Verfügung, das Informationen zu Hitzeent-
wicklung, gesundheitlichen Risiken, Schutzmaßnahmen sowie eine interaktive Karte 
mit schattigen Plätzen, Trinkwasserstellen und kühlen Gebäuden bietet. Die Nutzung 
des Portals stieg insbesondere an Hitzetagen deutlich an. 
 
Ergänzend wurde das Informationsheft „Hitzeknigge“ mit lokalen Hinweisen aktuali-
siert und in großer Stückzahl verteilt. Bei Hitzewarnungen des Deutschen Wetter-
dienstes informiert die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz die 
Bevölkerung über Social Media und die eigene Homepage. Das Thema Hitze und Ge-
sundheit war zudem in den regionalen Medien sehr präsent; Hinweise zum Selbst- 
und Fremdschutz wurden wiederholt aufgegriffen. 
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Zu Frage 3: 
Erfolgreiche Gesundheitsprävention zeigt sich gerade darin, dass unerwünschte Er-
eignisse – wie hitzebedingte Sterbefälle – gar nicht erst eintreten; ihr „Erfolg“ ist also 
ein Nicht-Ereignis, das sich statistisch nicht eindeutig auf einzelne Maßnahmen zu-
rückführen lässt. Zudem wirken hitzebedingte Gesundheitsrisiken im Zusammenspiel 
mit vielen anderen Faktoren wie Alter, Vorerkrankungen, Verhalten oder baulichen Be-
dingungen, sodass eine isolierte, kausale Zuordnung von Präventionsmaßnahmen zu 
Veränderungen der Sterbezahlen methodisch nicht belastbar möglich ist. 
 
Der Hitzeaktionsplan sieht jedoch auch in anderen Bereichen die Evaluation der Maß-
nahmen vor. Dazu gehören die Überprüfung des Umsetzungsstands, die Einschätzung 
der Effektivität und Effizienz der Maßnahmen sowie deren Akzeptanz in den jeweili-
gen Zielgruppen. Für die Kontrolle der Wirksamkeit der Maßnahmen sind entspre-
chende Indikatoren noch zu entwickeln.  
 
 
Anfrage 20: 65 Jahre Mauerbau: Wie vermittelt Bremen die Geschichte der 
deutschen Teilung? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 19. August 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Veranstaltungen, Projekt und Bildungsangebote hat die Landeszentrale für 
politische Bildung Bremen anlässlich des 65. Jahrestages des Mauerbaus am 13. Au-
gust 2026 selbst durchgeführt oder unterstützt? 
 
2. Warum wurde anders als zum 60. Jahrestag im Jahr 2021 kein eigenes Bildungs-
projekt zum Jahrestag des Mauerbaus in 2026 durchgeführt? 
 
3. Welche Maßnahmen hat die Landeszentrale für politische Bildung Bremen in den 
vergangenen fünf Jahren zur Vermittlung der Themen Berliner Mauer, SED-Diktatur 
und deutschen Teilung durchgeführt; welche Materialien, Veranstaltungen und Bil-
dungsangebote hält sie aktuell vor und wie häufig werden die Angebote nachgefragt? 
 
Zu Frage 1:  
Die Landeszentrale für politische Bildung hat anlässlich des 65. Jahrestages des 
Mauerbaus kein spezielles Angebot durchgeführt oder unterstützt.  
 
Zu Frage 2:  
Die Landeszentrale für politische Bildung konzentriert sich in der Angebotsentwick-
lung u.a. auf aktuelle politische Entwicklungen, wichtige Jahrestage und besondere 
Ereignisse, die dazu geeignet sind, breitere Bevölkerungsschichten mit Themen der 
politischen Bildung anzusprechen. Im Jahr 2026 kommt die Landeszentrale, ange-
sichts der zur Verfügung stehenden Ressourcen und der personellen Ausstattung, zu 
der Einschätzung, dass die Feierlichkeiten zum Tag der deutschen Einheit am ehes-
ten geeignet sind, die Themen „Deutsche Teilung“, „Diktaturerfahrung“ oder „Werte 
einer Demokratie“ öffentlich zu bespielen.  
Im Jahr 2021 nahm der Beteiligungsaufruf zum Bremer Kinder- und Jugendpreis 
„Dem Hass keine Chance“ Bezug auf das Gedenken anlässlich des Mauerbaus. Das 
Motto des Wettbewerbs ist jedoch jährlich wechselnd und sollte nicht wiederholt wer-
den.  
 
  



- 24 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Zu Frage 3:  
Die Landeszentrale für politische Bildung hat folgende Aktivitäten mit Bezug zur Ge-
schichte der deutschen Teilung von 2021 bis 2025 angeboten:  
 

- Bremer Jugendpreis „Dem Hass keine Chance“ 2021.  Das Motto lautete in 
Gedenken an 60 Jahre Mauerbau in Deutschland „Mauern einreißen – Grenzen 
überwinden!“ Insgesamt wurden 2021 Preisgelder an insgesamt 17 Einrichtun-
gen/ Beiträge vergeben. 

- 02.07.2022 Angebot einer Studienreise zur Gedenkstätte Deutsche Teilung 
Marienborn und ehemalige Grenzanlage in Hötensleben. Absage aufgrund 
mangelnder Nachfrage. 

- 05.07.2022 Besuch der Gedenkstätte Deutsche Teilung Marienborn und Work-
shop im Rahmen einer mehrtägige Seminarfahrt zu „Bundesrat und Föderalis-
mus im parlamentarischen System Deutschlands“ für Referendare und Lehr-
kräfte für Politik/Wirtschaft und andere Multiplikator:innen politischer Bildung.  

 
Darüber hinaus hält die Landeszentrale für politische Bildung weiterhin seit 2018 
Ausstellungen der Bundesstiftung Aufarbeitung zum Ausleihen vor:  
 

- „Der Weg zur deutschen Einheit, Wir wollen freie Menschen sein! Der DDR-
Volksaufstand vom 17. Juni 1953“ 

- „Die Mauer. Eine Grenze durch Deutschland, 20 Jahre Friedliche Revolution 
und Deutsche Einheit.“ 

 
Die Bewerbung der Ausstellungen inkl. des Unterstützungsangebots bei der Durchfüh-
rung von Begleitangeboten durch die Landeszentrale für politische Bildung erfolgt 
u.a. über die Landeskoordination des Netzwerkes „Schule ohne Rassismus- Schule 
mit Courage“ auf der Lernplattform „It‘s learning“.  
 
In den Publikationsausgaben der Landeszentrale werden folgende Materialien bereit-
gestellt:  
 

- Claire Lenkova: Doppelte Heimat - Zwischen Ost und West (Graphic Novel) 
- Gerhard Sälter: 9. November 1989 - Der Fall der Mauer - Vom Ende einer un-

harmonischen Beziehung 
- Udo Wengst und Hermann Wentker: Das doppelte Deutschland - 40 Jahre 

Konkurrenz  
- Bundesarchiv: Die DDR im Blick der Stasi  
- Jens Hüttmann: Geschichte der innerdeutschen Beziehungen 1945-1989 
- Thomas Gaevert: Das Jugendradio aus dem Osten 1964-1993 
- Andreas Rödder: Deutschland einig Vaterland 
- Stefan Wolle: Der 17. Juni 1953 
- Bundeszentrale für politische Bildung: Handbuch zur Deutschen Einheit  
- Zeitschrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“: DDR-Geschichte 
- Zeitschrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“: Das letzte Jahr der DDR 
- Zeitschrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“: Doppelte Staatsgründung 
- Zeitschrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“: Deutsche Einheit 
- Zeitschrift „Fluter“: „Nach dem Mauerfall“ 
- Themenheft Falter (Schule): Geschichte der DDR 
- Zeitschrift „Informationen zur politischen Bildung“: Geschichte der DDR 
- Zeitschrift „Informationen zur politischen Bildung“: Gemeinsame deutsche 

Nachkriegsgeschichte 1945-1990 
- Zeitschrift „Informationen zur politischen Bildung“: Der Weg zur Einheit 
- Themenblätter im Unterricht: Herbst 89 in der DDR / 17. Juni 1953 – Aufstand 

in der DDR 
- Zeitschrift „Bürger & Staat“: Vereint nach drei Jahrzehnten? 
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Folgende drei Angebote befinden sich aktuell in der Vorbereitung-:   
 

- 23.09.2026  
Vortragveranstaltung „Flucht, Ausreise, Ankommen. Auf den Spuren von DDR-
Biografien in Hamburg und Bremerhaven“ in Kooperation mit dem Histori-
schen Museum und dem Stadtarchiv Bremerhaven  

- 24.09.2026  
Erzählcafé zu „Flucht, Ausreise und Ankommen in Bremerhaven“  
in Kooperation mit dem Historischen Museum und dem Stadtarchiv Bremer-
haven 

- 03.10.2026  
Dialogprojekt „OSTWESTRÄUME – Begegnen. Zuhören. Verstehen“ in Koopera-
tion mit der Senatskanzlei Bremen 

 
Darüber hinaus spielen Themen wie das Fehlen von demokratischen Rechten und 
persönlichen Freiheiten sowie biografische Diktaturerfahrungen als Querschnittsthe-
men immer in den Bildungsangeboten der Landeszentrale eine Rolle. Als Beispiel sei 
das Projekt „Mein Herz für Grundrechte“ (gemeinsam mit Initiative „Demokratie be-
ginnt“) genannt, das seit 2018 kontinuierlich durchgeführt wird 
 
 
Anfrage 21: SEK auf Abruf – aktueller Stand der Rufbereitschaft 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Wiebke Winter und Fraktion der CDU 
vom 19. August 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie ist der aktuelle Stand der angekündigten Neuregelung zur Rufbereitschaft des 
Spezialeinsatzkommandos (SEK) Bremen einschließlich der sogenannten 3-zu-8-Ver-
gütung, und wann wird die neue Arbeitszeitverordnung im Senat beschlossen? 
 
2. Zu welchem Zeitpunkt soll die verbindliche Rufbereitschaft des SEK wieder voll-
ständig angeordnet und praktisch umgesetzt sein? 
 
3. Wie stellt der Senat bis zur endgültigen Umsetzung der Neuregelung sicher, dass 
das SEK jederzeit verlässlich einsatzbereit ist und die Einsatzbereitschaft nicht wei-
terhin maßgeblich von freiwilliger Bereitschaft der SEK-Beamten abhängt? 
 
Zu Frage 1 und 2: 
Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet. 
 
Die beabsichtigten Änderungen der Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen 
und Beamten des Polizeivollzugsdienstes wurden am 23.06.2026 im Senat in der ers-
ten Senatsbefassung behandelt. Das Verfahren zur Beteiligung der Spitzenverbände 
ist bereits abgeschlossen. Ziel ist eine Beschlussfassung des Senats im September 
und der unmittelbar anschließende Erlass einer konkretisierenden Verwaltungsvor-
schrift durch die Senatorin für Inneres und Sport sowie einem darauf basierend neu 
gestalteten Dienstplan des SEK in enger zeitlicher Abfolge. 
 
Bei der Rufbereitschaft im Polizeivollzugsdienst ist grundsätzlich ein Zeitausgleich in 
Höhe von einem Achtel, also 12,5 % der geleisteten Rufbereitschaftszeit, vorgesehen. 
Abweichend hiervon besteht zukünftig mit der neu normierten Rufbereitschaft mit be-
sonderen Anforderungen die Möglichkeit, einen höheren Zeitausgleich zu gewähren, 
der sich an der Gesamtbelastung orientiert. Konkret ist für diese besondere Form der 
Rufbereitschaft ein Zeitausgleich von 30 % vorgesehen, der ausnahmsweise bei be-
sonders herausragender Belastung in Einzelfällen auf 45 % erhöht werden kann. 
 
  



- 26 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Zu Frage 3: 
Das Spezialeinsatzkommando der Polizei Bremen ist trotz der laufenden Umsetzung 
der Neuregelung weiterhin uneingeschränkt einsatzbereit.  


